
Der Vertrag von Maastricht – 7. Februar 1992 
 
1989/90 herrschte ein frostiges Klima in der europäischen Politik. Die Deutschen 
mussten sich anhören, sie betrieben die Einheit ihres Landes mit aller Macht voran 
und nähmen keine Rücksicht auf die Interessen der Nachbarn. Die britische 
Premierministerin Margaret Thatcher hatte Angst vor einer beherrschenden Stellung 
der Deutschen in der Mitte Europas. Mehr als 80 Millionen würden dann in einem 
gesamtdeutschen Staat leben und – so ihre Befürchtung - die übrigen europäischen 
Staaten dominieren. Auch der französische Staatspräsident François Mitterand hatte 
kein gutes Gefühl bei dem Gedanken an ein vereinigtes Deutschland an der Ostgrenze 
Frankreichs. Aber dank einer besonnenen und offen geführten Politik der 
westdeutschen Bundesregierung, die nach den freien Wahlen in der DDR Mitte März 
1990 von einer demokratisch legitimierten Regierung in Ost-Berlin unterstützt wurde, 
bauten sich die Zweifel an den Absichten der nach einer Wiedervereinigung 
strebenden Deutschen allmählich ab.  
 
In Brüssel war Jacques Delors seit 1985 EG-Kommissionspräsident. Hinter den 
Kulissen führte er geschickt Regie in einem Verhandlungsprozess, der das 
gegenseitige Misstrauen schließlich ins Gegenteil verkehrte. Vor allem François 
Mitterand und der deutsche Bundeskanzler Helmut Kohl waren die beiden 
engagiertesten Befürworter einer europäischen Einheit, die über die bestehende 
„Europäische Gemeinschaft“ mit zwölf Mitgliedsstaaten hinausgehen sollte. Die neue 
europäische Einheit sollte zum einen wirtschaftliche und politische Zusammenschluss 
ermöglichen. Zum anderen aber sollte auch eine europäische Währungsunion 
gebildet werden, in die die Bundesrepublik auf jeden Fall eingebunden sein sollte. 
Außerdem sollte eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik verabredet werden, 
die von einem europäischen „Außenminister“ vertreten werden sollte. Allen Bürgern 
der Europäischen Union sollte ferner eine gemeinsame Unionsbürgerschaft verliehen 
werden, im Inneren sollte Europa demokratisiert und durch ein Protokoll über die 
Sozialpolitik sozial gestaltet werden. 
 
Die politischen Felder, auf denen in Zukunft die europäische Politik vereinheitlicht 
und mit einer Stimme nach außen getragen werden sollten, riefen nicht so viele 
Emotionen hervor, wie der Beschluss, spätestens bis zum 1. Januar 1999 (im 
Bankensektor) und zum 1. Januar 2002 (im Bargeldverkehr) eine gemeinsame 
Währung – den Euro - einzuführen. Der angekündigte Abschied von D-Mark, Franc 
und Gulden weckte Ängste vor Inflation und mangelnder Stabilität. Überall in Europa 
wurde über das Für und Wider diskutiert. Ältere Menschen erinnerten sich an ihre 
Erfahrungen während der verheerenden Inflationen, die im 20. Jahrhundert mehrfach 
Besitz und Existenzen zerstört hatten. Der Politik gelang es kaum, die emotionalen 
Wogen zu glätten. Der 1996 auf dem EU-Gipfel in Dublin von der deutschen 
Regierung eingebrachte Stabilitäts- und Wachstumspakt konnte für etwas Beruhigung 
sorgen. Denn mit diesem Pakt sollte übermäßiger Verschuldung – und als Folge davon 
hoher Inflation – ein Riegel vorgeschoben werden. Aber auch dieser Vorschlag konnte 
nur wenig zur Beruhigung der Gemüter beitragen. 



 
In der Bundesrepublik wurde Bundeskanzler Helmut Kohl vorgehalten, er habe die 
stabile D-Mark geopfert, um das Zugeständnis der europäischen Nachbarn zur 
deutschen Einheit zu erkaufen. Zudem sei der Vertrag geeignet, ein bürokratisches 
Monstrum zu schaffen, das undurchsichtig und undemokratisch von Brüssel über 
Europa herrsche. Zweifellos war der Vertrag von Maastricht, der am 7. Februar 1992 
unterzeichnet wurde, das Ergebnis von Kompromissen und schon aus diesem Grund 
kompliziert. Für die Deutschen aber überwogen die Vorteile einer politischen Union 
in Europa. Bundeskanzler Helmut Kohl verteidigte 1992 den Vertrag auf einem CDU - 
Parteitag: „Europa ist für Deutschland eine, ich behaupte die Schicksalsfrage. Als Land 
in der Mitte unseres Kontinents (…) haben wir mehr Grenzen und Nachbarn als die 
anderen. (…) Unsere nationale Zukunft ist noch viel mehr als die der anderen (…) mit 
der Entwicklung Europas verknüpft. Es kann und darf uns deshalb nicht gleichgültig 
sein, welchen Weg Europa geht; ob es sich unwiderruflich auf den politischen und 
wirtschaftlichen Zusammenschluss festlegt oder ob es erneut in nationale Rivalitäten 
früherer Zeiten zurückfällt.“  
 
Die Diskussionen um ein neues Vertragswerk für Europa wurden auch beeinflusst 
durch die Ereignisse in Osteuropa. 1991 hatte die Sowjetunion aufgehört zu 
existieren, nach und nach bekannten sich die ehemals zum „Ostblock“ gehörenden 
Staaten zu demokratischen Staatsformen und äußerten den Wunsch, so schnell wie 
möglich der in Maastricht geschaffenen „Europäischen Union“ beizutreten. In 
mehreren Schritten ist die EU auf inzwischen 27 Mitgliedsstaaten angewachsen, von 
denen das britische Königreich die Union zum 31. Dezember 2020 wieder verlassen 
wird.  


